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E s scheint eine chronische
Krankheit der Medien zu
sein, die Arbeit bestimmter

Scharlatane und Ideologen als Teil
des wissenschaftlichen Diskurses
zu betrachten. Dies zeigt sich in der
Debatte über den Klimawandel
und die durch die Wirtschaftswis-
senschaft vorgeschlagenen Lösun-
gen dieser globalen Herausforde-
rung. Positionen, die auf einer Mi-
schung aus ideologischen Prämis-
sen und pseudowissenschaftlicher
Sprache basieren, wie die soge-
nannte Postwachstumstheorie,
werden oft als respektable Alterna-
tiven behandelt. Die in der wirt-
schaftswissenschaftlichen Scienti-
fic Community vorherrschende
Auffassung wird in den Medien
häufig verkürzt als „Technologi-
scher Fortschritt wird das Problem
des Klimawandels lösen“ darge-
stellt. Diese vereinfachende Fehl-
einschätzung hat erhebliche Aus-
wirkungen auf die Qualität der öf-
fentlichen Diskussion.

Neueste Forschungsergebnisse
in der Wirtschaftswissenschaft ha-
ben unser Verständnis der komple-
xen Wechselwirkungen von Markt-
macht, staatlichem Eingriff und
(grüner) Innovation vertieft und zu
einer Reihe von evidenzbasierten
politischen Vorschlägen geführt.
Obwohl die theoretischen Ergeb-
nisse gemischt sind, zeigt die empi-
rische Forschung, dass Wettbewerb
die Innovation auf Märkten mit oli-
gopolistischen Strukturen stimu-
liert und umweltfreundliche Ein-
stellungen der Verbraucher ent-
scheidend für innovative Akti-
vitäten von Unternehmen sind.
Ebenso ist bekannt, dass Klimapo-
litik die Energiepreise beeinflusst
und dadurch Investitionen in grüne
Technologien sowie deren Verbrei-
tung über Unternehmen fördert.
Die effizientesten Innovationspoli-
tik-Instrumente für Regierungen
hängen vom Planungshorizont ab:
Kurzfristig reagieren Innovations-
aktivitäten besonders auf For-
schungs- und Entwicklungszu-
schüsse, während langfristig Inves-

titionen in Universitätsbildung als
effektiv erscheinen.

Die Vermittlung der wissen-
schaftlichen Erkenntnisse über das
komplexe Zusammenspiel von
Marktstruktur, Politik und Innova-
tion ist keine leichte Aufgabe. Darü-
ber hinaus erfordern die angedeu-
teten Lösungen Koordinierungsbe-
mühungen von Institutionen wie
wettbewerbspolitischen Behörden,
Steuerpolitik sowie nationalen und
supranationalen Forschungsför-
derungseinrichtungen.

Antiwissenschaftliche Ansätze

In der (Mainstream-)Wirtschafts-
wissenschaft konzentriert sich die
Diskussion um Innovation und Kli-
mawandel auf die Überwindung
von Koordinationsproblemen und
die Erreichung von Anreizkompati-
bilität in der Politik. Im Gegensatz
dazu ersetzen selbst ernannte „kri-
tische Denker außerhalb des Main-
stream-Konsenses“ die vorhande-
nen wissenschaftlichen Erkennt-
nisse durch Vorurteile und
Ideologie. Es ist besonders

schmerzlich zu sehen, dass solche
antiwissenschaftlichen Ansätze zur
Gestaltung der Klimapolitik häufig
durch nationale und internationale
Fördermittel belohnt werden, ein
sehr beunruhigendes Symptom für
Ineffizienzen bei der Vergabe von
Forschungsmitteln in den Sozial-
wissenschaften.

Die empirische Literatur hebt
hervor, wie die Energieintensität
des Sektors und das Ausmaß des
Marktwettbewerbs den Effekt von
Politikmaßnahmen, einschließlich
Informationskampagnen zur För-
derung umweltfreundlichen Ver-
haltens, beeinflussen. Trotz fehlen-
der Einheitslösung für die weltwei-
te Beschleunigung grüner Inno-
vationen bietet die moderne
Wirtschaftswissenschaft den politi-
schen Entscheidungsträgern einen
zuverlässigen Kompass, um die
Folgen ihrer Handlungen bei der
Umsetzung von Innovationspolitik
vorherzusagen und zu verstehen.
Diese vielfältigen Ergebnisse zur
Rolle der Politik als Treiber grüner
Innovation, basierend auf moder-

nen quantitativen Methoden, ste-
hen im Kontrast zu ideologiebasier-
ten Lösungen der „alternativen
Theorien“, die oft aufgrund von fal-
scher Ausgewogenheit medial prä-
sentiert werden. Die Verbesserung
der Qualität des öffentlichen Dis-
kurses setzt voraus, dass Wissen-
schaftler und Wissenschaftlerinnen
ihre Forschungsergebnisse klar
und präzise kommunizieren, aber
auch, dass Journalisten und Jour-
nalistinnen in der Lage sind, den
Unterschied zwischen wissen-
schaftlichen Erkenntnissen und
Scharlatanerie zu erkennen.

Es liegt außerdem in der Verant-
wortung der Wissenschaft, die
Ungewissheit, mit der unsere empi-
rischen Erkenntnisse behaftet sind,
deutlich zu machen. Um Bertrand
Russell zu zitieren: Wenn jemand
sagt, er wisse die exakte Wahrheit
über etwas, dann kann man sicher
sein, dass er ein ungenauer Mensch
ist.
Jesus Crespo Cuaresma ist Professor
für Volkswirtschaftslehre an der
WU Wien. 

Medienkritik. In der Debatte über den Klimawandel wird Scharlatanen in den Medien oft mehr Raum gegeben als evidenzbasierter Wissenschaft.

Das hat erhebliche Auswirkungen auf die Qualität des öffentlichen Diskurses.

Klimawandel, Innovation und falsche Angewohnheit

VON JESUS CRESPO CUARESMA

D ie Welt ändert sich rascher,
als wir es erwarten. Zwei
Kriege in oder nahe Euro-

pa, eine neue Weltordnung, geopo-
litische Verschiebungen und eine
rapide voranschreitende Digitali-
sierung, gepaart mit der Notwen-
digkeit der Klimawende und der
Verringerung der globalen Un-
gleichheit. In manchen Ländern
sinkt die Bevölkerungszahl, in an-
deren verdreifacht sie sich. 

Für Überraschung sorgte zu-
letzt die Nachricht, dass Deutsch-
land Japan in der Wirtschaftsleis-
tung überholt hat und drittgrößte
Wirtschaft nach den USA und Chi-
na geworden ist. Und das, obwohl
die Bundesrepublik in einer Rezes-
sion stecken dürfte. 

Japan dagegen schien Ende der
1980er-Jahre zum Technologiefüh-
rer zu werden, unter anderem
durch Just-in-Time-Produktion
und hochqualitative Autos, Ton-
technik und optische Geräte. In
dieser Zeit wurde Deutschland
„kranker Mann Europas“ genannt.
Es war durch die Ostöffnung belas-
tet, die „Neuen“ fanden überall
Jobs, nur nicht in den westlichen
Bundesländern. Zwar erholte sich
Deutschland im Zuge der weltweit
steigenden Nachfrage nach Indus-
triegütern, teilweise auch durch ei-
ne neue Arbeitsmarktpolitik, je-
doch wird nun das „deutsche Mo-
dell“ abermals hinterfragt. Die
aktuelle Ampelkoalition ist unpo-
pulär, ihre Alternativen noch mehr.
Dennoch schaffte es die Bundesre-
publik, die dritte Position zu er-
klimmen: Durch einen stärke-
ren Produktivitätsanstieg wurde Ja-
pan überholt. Wie kam das?

Bevölkerung wächst

In Deutschland wächst die Bevöl-
kerung langsam, aber stetig. Vor al-
lem durch Migration, sowohl regu-
lär als auch über die humanitäre
Schiene. In absoluten Zahlen liegt
die Bundesrepublik auf Platz zwei
der Länder mit dem höchsten An-
teil an Migranten und Migrantin-
nen weltweit, nach den USA. Etwa
19 Prozent der in Deutschland le-
benden Menschen sind nicht im
Land geboren, sondern zugewan-

dert. Das ist zwar ein geringerer An-
teil als in Australien oder Kanada,
zwei weitere erfolgreiche Einwan-
derungsländer, aber ein höherer als
in Großbritannien oder Frankreich.
Insgesamt wuchs die Bevölkerung
zuletzt auf 84 Millionen an, und es
ist nicht ausgeschlossen, dass
Deutschland 2050 mehr Einwoh-
ner haben könnte als Japan, das
laut Prognosen nur mehr bei 104
Millionen halten wird. 2023 lag die
Zahl bei 123 Millionen. Der Auslän-
deranteil beträgt lediglich 2,2 Pro-
zent, die für Industriestaaten übli-
che, geringe Fertilitätsrate kann das
nicht wettmachen. 

Schon jetzt hat Japan die älteste
Bevölkerung weltweit, das Durch-

schnittsalter liegt bei knapp unter
fünfzig Jahren. Lange Zeit wollten
Japaner „allein“ und „rein“ sein, auf
Lokalen steht oft „nur für Japaner“
zu lesen. Für die restriktive Einwan-
derungspolitik, die sich während
der Coronapandemie verschärft
hat, erntete die konservative Regie-
rung lang Zuspruch. 

Nun aber zeigt sich die Kehrsei-
te einer Politik der Abschottung in
einer auf Export und Austausch
ausgerichteten Welt. Experten kon-
statieren eine technische Rezessi-
on, Konsum und Unternehmensin-
vestitionen sind gesunken. Japan
investiert zwar im Ausland, kann
aber kaum internationale Firmen
anwerben. Das investierte Kapital
ist niedriger als in Österreich. Der
Verfall des Yen schreitet voran.
Doch nicht nur die Wirtschaftsda-
ten zeichnen ein düsteres Bild: Um-
fragen zeigen, dass die Lebenszu-
friedenheit niedrig ist und sinkt.
Nach einer Erhebung des Londo-
ner Kings College ist der Rassismus
nur im Iran und Russland stärker
ausgeprägt als in Japan. 

Von dieser Null-Einwande-
rung-Politik will sich Japan nun wi-
derwillig abkehren. Aktiv sollen
Fachkräfte aus dem Ausland ange-
worben werden, vom Ideal der eth-
nischen Homogenität muss man
abweichen. Kinderbetreuungsein-
richtungen werden ausgebaut,
manche Gemeinden zahlen dafür,
wenn Einwohner Kinder gebären.
Ob sich damit der rasch voran-
schreitende Wandel aufhalten lässt,
bleibt fraglich. Japan erfreut sich ei-
ner hohen Lebenserwartung, Japa-
ner haben eine lange Arbeitszeit,
Genderdifferenzen bleiben hoch.

Auch mit Blick auf die kommen-
den Jahrzehnte hat Deutschland
die besseren Karten. Während 14
Prozent der deutschen Pensionis-
tinnen sogenannten Migrations-
hintergrund haben, sind es bei den
unter Fünfjährigen 42 Prozent. Die-
se „Superdiversität“ der Bevölke-
rung kommt nicht ohne Herausfor-
derungen. Zuwanderung aus im-
mer mehr und unterschiedlichen
Herkunftsländern sorgt für größere
ethnische, religiöse und sprachli-

che Diversität, für die man neue,
taugliche Konzepte braucht. Ein
behäbiger Anerkennungsprozess
von im Ausland erworbenen Quali-
fikationen macht es Zugewander-
ten schwer, ihr Humankapital ein-
zubringen, wie sich am Beispiel der
ukrainischen Vertriebenen zeigt:
Sie sind gut ausgebildet, konnten
bisher aber kaum auf dem Arbeits-
markt Fuß fassen, und wenn, dann
eher als Hilfs- statt als Fachkräfte.

Anwerben statt abschotten

Migration gilt es zu managen und
zu regulieren, aber nicht zu verteu-
feln. Der demografischen Krise in
Industriestaaten lässt sich nicht
durch Abschottung, sondern durch
Anwerbung von Fachkräften, durch
zeitgemäße Einwanderungsgesetze
und stringente Integrationskon-
zepte entgegentreten. 

Zwar mag es auch in Deutsch-
land in all diesen Fragen Luft nach
oben geben, aber im Vergleich mit
Japan liegt das Land weit voraus.
Das ist weder einer schlechteren
Geld- und Fiskalpolitik noch man-
gelnden Industrie-Investitionen
des Inselstaats geschuldet, sondern
einer jahrzehntelangen hoch res-
triktiven Einwanderungspolitik.
Die Staatsverschuldung in Japan ist
ein Mehrfaches der Wirtschaftsleis-
tung und funktioniert dadurch,
dass Japaner die Schulden der Re-
gierung kaufen, wieder ein „Natio-
nalismus“, der langfristig zu Proble-
men führt.

Der Rückfall Japans durch Ab-
schottung und Nationalismus ist
wahrscheinlich bleibend und eine
Warnung für alle Länder, die es
ähnlich machen wollen. Und für al-
le Politikerinnen und Politiker, die
davon zu profitieren versuchen.

Migration. Deutschland hat Japan als drittgrößte Wirtschaftsnation der Welt überholt. Das liegt auch am unterschiedlichen

Zugang der beiden Länder in der Einwanderungspolitik. Japan bezahlt den Preis für jahrzehntelange Abschottung. 

Was Japan falsch und Deutschland gut macht

VON JUDITH KOHLENBERGER 
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Japan hat die älteste Bevölkerung der Welt, die Überalterung wird zunehmend ein wirtschaftliches Problem. [APA/AFP/Richard A. Brooks]
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